
Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.
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Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Seitens der CSV wurden eine Reihe von Fragen lediglich kommentiert (ohne klare “ja-nein-Angabe”) oder mit “prinzipiell ja” beantwortet und anschliessend mit einem 
Kommentar versehen. Dies erschwerte bei verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer 
Nicht-Antwort gleich, so wurde das entsprechend in folgender Auswertung als “keine Antwort” gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ 
gewertet. Die Bemerkungen / Erklärungen der CSV sowie die Anmerkungen der anderen Parteien sind auf www.meco.lu einsehbar, ebenso wie die gesamte Tabelle.

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Im Vorfeld der Nationwahlen richtete der Mouvement Ecologique 55 Fragen zu 13 Themenblöcken an alle politischen Parteien... dies mit der Bitte „ja“ - 
„Nein“ zu antworten. Alle Parteien beteiligten sich an der Umfrage. Sie finden im Folgenden die Antworten. 

JA - positive Antwort NEIN - negative Antwort keine Antwort oder nur Teilant-
wort im Sinne der Fragestellung

Frage 2: Voraussetzungen für eine Politik der nachhaltigen Entwicklung 
Tritt ihre Partei ein für: 
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7. Die Schaffung eines Ministeriums für nachhaltige Entwicklung, Klima, Energie und Umwelt sowie eines eigen-
ständigen Ministeriums Landesplanung, Mobilität und Infrastrukturen. Statt des derzeitigen Superministeriums, 
das sich in der Praxis aufgrund der Kompetenzhäufung als ineffizient erwiesen hat, drängt sich ein Splitting der 
Zuständigkeiten auf. Zudem gilt es die bisherige, ineffiziente Aufteilung der Energie auf Wirtschafts-, Nachhaltig-
keits- und Wohnungsbauministerium zu beenden und Personalkapazitäten sowie Know-How zu bündeln. Ähnli-
ches gilt für die Wasserwirtschaftspolitik, die ebenfalls im Umweltministerium integriert werden sollte. 

        

8. Die schnellstmögliche Einführung eines Nachhaltigkeitschecks, d.h. einer Analyse im Vorfeld von Entscheidungen 
der Regierung / der Abgeordnetenkammer, ob diese den Prinzipien der nachhaltigen Entwicklung sowie des 
Nachhaltigkeitsplanes entsprechen (ggf. in Verbindung mit der « fiche financière »). 

         

9. Eine verbindliche Erklärung der neuen Regierung, Leitlinien und Ziele des in der ablaufenden Legislaturperiode 
erstellten Nachhaltigkeitsplanes als Handlungsrahmen für Politikentscheidungen in den einzelnen Ministerien zu 
berücksichtigen und zudem an der Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen zu arbeiten. 

         

10. Eine Umgestaltung des Staatshaushaltes, in dem das Vorsorge- und Langfristdenken integriert und vor allem auch 
Qualitäts- und Effizienzaspekte berücksichtigt werden. 

         

11. Die Durchführung einer nachhaltigen Steuerreform: die u.a. den Ressourcenverbrauch finanziell belastet und 
Faktoren, wie die Arbeit, entlastet. Dies verbunden mit einer gewissen Aufkommensneutralität. 

         

Fortentwicklung des Staates im Sinne einer Bürgergesellschaft – Gouvernance verbessern 
Tritt ihre Partei für folgende Maßnahmen ein: 
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1. Die Organisation eines breiten «Zukunftstisches» unter der Federführung des Staatsministeriums, bei welchem 
moderne Kommunikationsformen genutzt, externe Moderatoren engagiert und sowohl die Zivilgesellschaft als 
auch BürgerInnen eingebunden werden. 

        

2. Die kurzfristige Vorstellung der Entwürfe von “codes de déontologie” für Minister, Abgeordnete und hohe Beamte. 
Die Ausrichtung wird einer öffentlichen Debatte unterzogen und ggf. werden daraufhin Korrekturen an den Ent-
würfen durchgeführt. Eine rasche Validierung im Jahre 2014 sollte gewährleistet werden. 

         

3. Eine substantielle Verbesserung der Informationspolitik der Regierung, vor allem durch eine Überarbeitung des 
Gesetzesentwurfs zum freien Zugang zu Informationen nach dem Vorbild des “freedom of information act” so-
wie dessen rasche Verabschiedung in der Abgeordnetenkammer; die Gewährleistung einer besseren Umsetzung 
der Prinzipien der Aarhus-Konvention (u.a. indem Verantwortliche in Ministerien / Verwaltungen genannt wer-
den); eine weitgehende Überarbeitung der Internetpräsenz der Ministerien und staatlichen Strukturen. 

         

4. Eine gezielte Anwendung der verschiedenen Formen der Bürgerbeteiligung bei Planungs- und Entscheidungspro-
zessen. Voraussetzung hierzu sind auch die Ausbildung von Moderatoren, die Fortbildung von Staats- und Ge-
meindefunktionären, das Einsetzen unterschiedlicher Beteiligungsformen . 

         

5. Die Erstellung mit den betroffenen Akteuren eines Aktionsplanes “Förderung von gesellschaftlichem Engagement 
(engagement citoyen)”. Dieser sollte u.a. die Einführung eines “congé associatif” vorsehen.

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 3: Bildung für eine nachhaltige Entwicklung 
Tritt Ihre Partei ein für folgende Instrumente: 
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12. Die konkrete Umsetzung der nationalen Strategie «Bildung für eine nachhaltige Entwicklung» sowie eine Stär-
kung der naturwissenschaftlichen Bildung als wichtiger Teil der Allgemeinbildung: dies aufgrund eines struktu-
rierten Diskussionsprozesses mit allen Akteuren und eines entsprechenden Aktionsplanes. 

        

13. Die verpflichtende Verankerung der politischen Bildung (“éducation à la citoyenneté”) in Schulentwicklung und -curri-
cula. Dies begreift eine partizipative Schulentwicklung unter der Mitwirkung aller Akteure, der Einschreibung von Kom-
petenzen, Methoden und Inhalten politischer Bildung in Unterrichtsfächern, das Ermöglichen von fächerübergreifenden 
Projekten sowie verstärkte Partnerschaften zwischen Schulen und Akteuren der Gesellschaft. 

         

Seitens der CSV wurden eine ganze Reihe von Fragen mit „prinzipiell“ ja beantwortet und anschliessend mit einem Kommentar versehen. Dies erschwerte bei 
verschiedenen Antworten die Bewertung aus der Sicht der Fragestellung. Kam unserer Ansicht nach das „prinzipielle ja“ eher einer Nicht-Antwort gleich, so 
wurde das entsprechend gekennzeichnet. Falls die Antwort widersprüchlich war, wurde dies als „nein“ gewertet. Die Bemerkungen der CSV sind auf www.meco.
lu - ebenso wie die gesamte Tabelle - sowie die Kommentare der anderen Parteien einsehbar.

1 N° 14 13



Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13



Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          

2N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 
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29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 

         

3 N° 14 13



Umfrage
 Frage 10: Wirtschaft 

Tritt ihre Partei für folgende Schritte ein: 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

40. Eine strukturierte Grundsatzdebatte über die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Luxemburg unter dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung u.a. zur Beantwortung folgender grundsätzlicher Fragen:  
* Welches Wachstum wird angestrebt – welche steuernden Instrumente können effizient eingesetzt werden? * 
In welchen Bereichen und auf welche Weise können verstärkt “Green jobs” geschaffen werden? * Wie eine Di-
versifizierung erreichen, auch um die Abhängigkeit vom Bankensektor und Tanktourismus zu reduzieren? * Wie 
Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt, aufgrund steigender Energiepreise u.a.m., antizipieren und Requalifizie-
rungsmaßnahmen der betroffenen Arbeitnehmer in die Wege leiten? 

        

41. Stärkung und Ausbau regionaler Märkte sowie innovativer Maßnahmen zur Verknüpfung von Ökologie, Ökono-
mie und Sozialem! Stichworte sind: Förderung regionaler Kreisläufe – regionaler Produkte (z.B. durch modellhaf-
te Lastenhefte), Stärkung der regionalen Produktion (vom Biolandbau bis zur Holzverarbeitung), Förderung der 
Einrichtung von Tauschbörsen, der gemeinschaftlichen Nutzung von Gütern … 

         

42. Erstellung eines Strategieplanes “Energie- Material und Ressourceneffizienz”, um den Zielen der nachhaltigen 
Entwicklung gerecht zu werden und eine Entkoppelung der ökonomischen Aktivitäten vom Enegie- und Material-
verbrauch – als Basis einer zukunftsorientierten Wirtschaft – zu erreichen. 

         

Frage 11: Landwirtschaft 
Steht ihre Partei dazu, dass 
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43. Die biologische Landwirtschaft DIE Landwirtschaftspolitik der Zukunft ist und sie entsprechend ausgebaut wer-
den soll, z.B. indem der Aktionsplan biologische Landwirtschaft erweitert und konsequent umgesetzt wird, dies 
mit dem Ziel bis zum Jahre 2020 mindestens einen Anteil von 10% Biolandbau in Luxemburg zu gewährleisten. 

        

44. Alle Akteure an der Erstellung des neuen “programme de développement rural” beteiligt werden und ein trans-
parenter Prozess gewährleistet ist. 

         

45. Anstrengungen zur Diversifizierung der Landwirtschaft ergriffen werden, wie z.B. durch die Förderung von (neu-
en) Vermarktungsinitiativen (wie Milch vom Grünland, Aufbau von Verarbeitungsstrukturen), die Förderung regi-
onal und biologisch erzeugter Lebensmittel in Lastenheften sowie eine Verbesserung des Selbstversorgungsgra-
des Luxemburgs (besonders bei Eiweissfuttermitteln), die Nutzung von Produktionsnischen (z.B. Obst, Gemüse), 
die Unterstützung sinnvoller Biogasanlagen. 

         

46. Die Neuorganisation und Vereinfachung der Vielfalt an Luxemburger Labels, was auch den Rückzug des Labels 
Naturschutzfleesch bedeutet. 

         

47. Die Erstellung eines nationalen Planes zur Reduzierung der Pestizide in der Landwirtschaft unter Beteiligung der 
betroffenen Akteure – Landwirtschaft, Naturschutzorganisationen u.a.m.. 

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 12: Umwelt- und Gesundheitsschutz 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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48. Die vorliegenden Audits zur Reform der Umweltverwaltung umgehend veröffentlicht und die Reform der Verwaltung 
im Sinne eines integrierten und präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes schnellstmöglich durchgeführt wird. 

        

49. Umgehend von der neuen Regierung qualifizierte Fachleute damit beauftragt werden, u.a. im Sinne einer Harmo-
nisierung von Prozeduren ein harmonisiertes Umweltgesetzbuch zu erstellen. 

         

50. Die staatliche Vorreiterrolle konsequent ausgebaut wird, indem zu Beginn der Legislaturperiode die Erstellung von 
zentralen Lastenheften im Beschaffungswesen, die sozialen und ökologischen Kriterien Rechnung tragen sollen, 
beschlossen und bis Mitte der Legislaturperiode umgesetzt wird; 

         

51. Bewusst eine grundsätzliche Aufwertung des präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes in Zusammen-
arbeit vom Umwelt- und Gesundheitsministerium entschieden angegangen wird, indem z.B. eine konsequente 
Überarbeitung der (veralteten) Betriebsgenehmigungen erfolgt, verbunden mit einer gezielten Beratungsarbeit; 
mittels Luftreinhalteplan eine Reduktion der Luftschadstoffe angestrebt; eine reelle Prioritätensetzung auf die 
Abfallvermeidung gelegt; ein Aktionsplan “Reduktion der Lärmbelastungen” erstellt; ein Maßnahmenkatalog zur 
Reduktion der Lichtverschmutzung in die Wege geleitet wird. 

         

52. Eine Strategie zur Sanierung der Altlasten Luxemburgs erfolgt: dies nach einem konrekten Prioritäten- und Finanzierplan. 

53. Grundsätzlich für eine Neugewichtung der Gesundheitspolitik im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
Sorge getragen wird, * durch entsprechende Reformen der Strukturen (noch stärkere Ausrichtung der Arbeiten /
Beratung der Krankenkassen im Sinne der Gesundheitsprävention, Kostenrückerstattungen für gewisse vorbeu-
gende Maßnahmen, auf Zielgruppen orientierte Sensibilisierungskampagnen…) * durch einen Aktionsplan Ge-
sundheitsförderung und –prävention für alle Bevölkerungsschichten auch in den Gemeinden (Stichworte sind: 
gesundheitsfördernde Lebenswelten, empowerment, Präkarisierung vermeiden). 

         

← ← ← 13. und letzter Fragenblock

4N° 14 13

Legislativwahlen 2013 
Frage 8: Mobilität 
Tritt ihre Partei für folgende Reformen ein : 

Dé
i L

én
k

AD
R

KP
L

DP Pi
ra

te
pa

rt
ei

Dé
i G

ré
ng

LS
AP

CS
V

PI
D

29. Die prioritäre Bereitstellung von Finanzmitteln für den Bau der modernen Stadtbahn und einer entsprechenden 
Verabschiedung des diesbezüglichen Gesetzesprojektes in der ersten Hälfte von 2014 sowie die Erstellung eines 
Gesetzesprojektes zur Verlängerung der Trassierung in Richtung « Héihenhaff » sowie dem Umsteigepunkt Ces-
singen bis zur Mitte der Legislaturperiode. Erklärtes Ziel muss sein, dass der Bau der Stadtbahn in der kommen-
den Legislaturperiode abgeschlossen wird. 

        

30. Eine Schwerpunktsetzung auf die bessere Organisation der Mobilität in der Großregion, u.a. durch die Erstel-
lung eines Mobilitätskonzeptes für die Großregion (verbunden mit einer Ausdehnung der MoDu-Strategie auf die 
Großregion); den Ausbau der Arbeiten des Verkehrsverbundes und der Mobilitätszentrale auf die Großregion; die 
Umsetzung kurzfristiger Initiativen, wie z.B. die Einführung von flexiblen Bussystemen, die Förderung von Mit-
fahrzentralen, grenzüberschreitenden Jobtickets. 

         

31. Eine umgehende Reorganisation des Busnetzes, wobei das Grundrecht eines jeden Bürgers auf einen gut orga-
nisierten öffentlichen Transportes gewahrt sein muss. Bei der Planung gilt es die heutigen und die zukünftigen 
Nutzer des öffentlichen Transportes einzubeziehen. 

         

32. Ein weiterer Ausbau der Mobilitätszentrale und des Verkehrsverbundes, in dem z.B. deren Kompetenzen ausgeweitet 
werden (z.B. auch Einbindung bei Reorganisation von Fahrplänen), eine noch dynamischere Politik (z.B. in Bezug auf die 
Erstellung von Mobilitätskonzepten für Betriebe / Aktivitätszonen) und ein Ausbau deren Informationspolitik erfolgt. 

         

33. Den konsequenteren Ausbau der sanften Mobilität durch u.a. eine gezielte Umgestaltung weitaus schnellere und 
konsequentere Umsetzung des erstellten Aktionsplanes « sanfte Mobilität » … 

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 9: Energie und Klima 
Teilt ihre Partei folgende Vorschläge des Mouvement Ecologique? 
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34. Ein Nationales Klimaschutzgesetz verabschieden, in welchem klare Ziele und Instrumente für die Reduktion der 
Treibhausgase festgelegt werden und das einen rechtsverbindlichen Orientierungsrahmen für alle politischen 
Akteure und im Besonderen auch die Politik der einzelnen Ministerien darstellt. Ziel dieses Gesetzes muss es sein, 
die Reduktionsverpflichtungen Luxemburgs auf nationalem Territorium zu verwirklichen und progressiv auf Frei-
kaufmechanismen zu verzichten. 

        

35. Den 2. Nationalen Aktionsplan Klimaschutz zeitnah umsetzen, unter der Einbindung aller zuständigen Ministeri-
en und gekoppelt an ein Monitoring spätestens nach 2 Jahren, um Probleme oder Verzögerungen bei der Umset-
zung aufzuzeigen und zu beheben. 

         

36. Eine nationale Energiestrategie in einem partizipativen Prozess mit den betroffenen Akteuren (mit u.a. geschulten 
Moderatoren) entwickeln, aufbauend auf dem vorliegenden Entwurf des Wirtschaftsministeriums. Ziel muss es sein, 
langfristige Klimaschutzziele mit Wirtschafts- und Arbeitsmarktinteressen zu verbinden. Verbindlich formulierte Ziele im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Effizienzsteigerung, der Versorgungssicherheit usw. sind hierbei anzustreben, 
dies unter der Prämisse der aktuellen und zukünftigen Verpflichtungen Luxemburgs im Bereich des Klimaschutzes. 

         

37. Eine Offensive in der Altbausanierung forcieren, um mit einem Mix aus Werbung, Beratung von spezifischen Ziel-
gruppen (z.B. ausländischen MitbürgerInnen, Eigensanierern…), Förderung, Vorschriften und Best practice-Bei-
spielen die Sanierungsquote im Altbaubestand von aktuell unter einem 1% deutlich zu erhöhen. Dazu notwendig 
sind auch spezifische Unterstützungsprogramme für einkommensschwache Haushalte, da Personen mit knap-
pen finanziellen Ressourcen bisher kaum in den Genuss von staatlichen Förderprogrammen kommen, (Null-
zins-Politik, Garantieübernahme, spezifische Gratis-Energieberatung...). 

         

38. Die Strategie im Bereich der erneuerbaren Energien überarbeiten und konsequent fortführen, damit die Erneuerbaren über-
all den Vorzug kriegen. Neben einem Bekenntnis zu garantierten Einspeisetarifen bedeutet dies in Bereichen wie Netzplanung, 
Feed-In Bestimmungen usw. die erneuerbaren Energien konsequent als prioritär zu verankern. Das EU-Ziel von 11% Erneuerba-
ren im nationalen Gesamtenergieverbrauch 2020 muss dabei ohne die klimaschädlichen Agrokraftstoffe erreicht werden. 

39. Ein Großteil der Luxemburger Fahrzeugflotte sind Dienstwagen. Während aber Privatfahrzeuge gestaffelt nach 
CO2-Emissionen besteuert werden, ist das bei Dienstwagen nicht derart der Fall. Wird auch eine weitgehende 
Reform der Besteuerung der Dienstwagen erfolgen, die einen gezielten Lenkungseffekt zum Ziel hat?

         

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 13: Wasserwirtschaft 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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54. Die Kompetenzen im Bereich der Wasserwirtschaft aus dem Innenministerium herausgelöst und im Sinne einer 
kohärenteren Umweltpolitik im neu organisierten Nachhaltigkeitsministerium gebündelt werden. 

        

55. Die Wasserwirtschaft als zentrales gesellschaftliches Thema aufgewertet und wahrgenommen wird und somit * die effektive 
Umsetzung des Wasserwirtschaftsgesetzes als oberste Regierungspriorität definiert wird; * die Strukturen im Wasserwirt-
schaftsbereich sowohl auf nationaler, regionaler als auch kommunaler Ebene derart ausgebaut / reformiert werden, dass sie 
auch ihren Aufgaben gerecht werden können; * die Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten voran getrieben wird. 
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Umfrage
 Frage 10: Wirtschaft 

Tritt ihre Partei für folgende Schritte ein: 
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40. Eine strukturierte Grundsatzdebatte über die Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Luxemburg unter dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung u.a. zur Beantwortung folgender grundsätzlicher Fragen:  
* Welches Wachstum wird angestrebt – welche steuernden Instrumente können effizient eingesetzt werden? * 
In welchen Bereichen und auf welche Weise können verstärkt “Green jobs” geschaffen werden? * Wie eine Di-
versifizierung erreichen, auch um die Abhängigkeit vom Bankensektor und Tanktourismus zu reduzieren? * Wie 
Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt, aufgrund steigender Energiepreise u.a.m., antizipieren und Requalifizie-
rungsmaßnahmen der betroffenen Arbeitnehmer in die Wege leiten? 

        

41. Stärkung und Ausbau regionaler Märkte sowie innovativer Maßnahmen zur Verknüpfung von Ökologie, Ökono-
mie und Sozialem! Stichworte sind: Förderung regionaler Kreisläufe – regionaler Produkte (z.B. durch modellhaf-
te Lastenhefte), Stärkung der regionalen Produktion (vom Biolandbau bis zur Holzverarbeitung), Förderung der 
Einrichtung von Tauschbörsen, der gemeinschaftlichen Nutzung von Gütern … 

         

42. Erstellung eines Strategieplanes “Energie- Material und Ressourceneffizienz”, um den Zielen der nachhaltigen 
Entwicklung gerecht zu werden und eine Entkoppelung der ökonomischen Aktivitäten vom Enegie- und Material-
verbrauch – als Basis einer zukunftsorientierten Wirtschaft – zu erreichen. 

         

Frage 11: Landwirtschaft 
Steht ihre Partei dazu, dass 
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43. Die biologische Landwirtschaft DIE Landwirtschaftspolitik der Zukunft ist und sie entsprechend ausgebaut wer-
den soll, z.B. indem der Aktionsplan biologische Landwirtschaft erweitert und konsequent umgesetzt wird, dies 
mit dem Ziel bis zum Jahre 2020 mindestens einen Anteil von 10% Biolandbau in Luxemburg zu gewährleisten. 

        

44. Alle Akteure an der Erstellung des neuen “programme de développement rural” beteiligt werden und ein trans-
parenter Prozess gewährleistet ist. 

         

45. Anstrengungen zur Diversifizierung der Landwirtschaft ergriffen werden, wie z.B. durch die Förderung von (neu-
en) Vermarktungsinitiativen (wie Milch vom Grünland, Aufbau von Verarbeitungsstrukturen), die Förderung regi-
onal und biologisch erzeugter Lebensmittel in Lastenheften sowie eine Verbesserung des Selbstversorgungsgra-
des Luxemburgs (besonders bei Eiweissfuttermitteln), die Nutzung von Produktionsnischen (z.B. Obst, Gemüse), 
die Unterstützung sinnvoller Biogasanlagen. 

         

46. Die Neuorganisation und Vereinfachung der Vielfalt an Luxemburger Labels, was auch den Rückzug des Labels 
Naturschutzfleesch bedeutet. 

         

47. Die Erstellung eines nationalen Planes zur Reduzierung der Pestizide in der Landwirtschaft unter Beteiligung der 
betroffenen Akteure – Landwirtschaft, Naturschutzorganisationen u.a.m.. 

6. Prozeduren und Entscheidungsprozesse in Luxemburg im Rahmen der “simplification administrative” vereinfachen 
und reformieren, jedoch ohne dass hierdurch in irgend einer Form die Rechte der BürgerInnen auf Mitsprache 
beschnitten oder aber ökologische Errungenschaften in Frage gestellt werden. 

         

Frage 12: Umwelt- und Gesundheitsschutz 
Wird ihre Partei gewährleisten, dass: 
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48. Die vorliegenden Audits zur Reform der Umweltverwaltung umgehend veröffentlicht und die Reform der Verwaltung 
im Sinne eines integrierten und präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes schnellstmöglich durchgeführt wird. 

        

49. Umgehend von der neuen Regierung qualifizierte Fachleute damit beauftragt werden, u.a. im Sinne einer Harmo-
nisierung von Prozeduren ein harmonisiertes Umweltgesetzbuch zu erstellen. 

         

50. Die staatliche Vorreiterrolle konsequent ausgebaut wird, indem zu Beginn der Legislaturperiode die Erstellung von 
zentralen Lastenheften im Beschaffungswesen, die sozialen und ökologischen Kriterien Rechnung tragen sollen, 
beschlossen und bis Mitte der Legislaturperiode umgesetzt wird; 

         

51. Bewusst eine grundsätzliche Aufwertung des präventiven Umwelt- und Gesundheitsschutzes in Zusammen-
arbeit vom Umwelt- und Gesundheitsministerium entschieden angegangen wird, indem z.B. eine konsequente 
Überarbeitung der (veralteten) Betriebsgenehmigungen erfolgt, verbunden mit einer gezielten Beratungsarbeit; 
mittels Luftreinhalteplan eine Reduktion der Luftschadstoffe angestrebt; eine reelle Prioritätensetzung auf die 
Abfallvermeidung gelegt; ein Aktionsplan “Reduktion der Lärmbelastungen” erstellt; ein Maßnahmenkatalog zur 
Reduktion der Lichtverschmutzung in die Wege geleitet wird. 

         

52. Eine Strategie zur Sanierung der Altlasten Luxemburgs erfolgt: dies nach einem konrekten Prioritäten- und Finanzierplan. 

53. Grundsätzlich für eine Neugewichtung der Gesundheitspolitik im Sinne des vorsorgenden Gesundheitsschutzes 
Sorge getragen wird, * durch entsprechende Reformen der Strukturen (noch stärkere Ausrichtung der Arbeiten /
Beratung der Krankenkassen im Sinne der Gesundheitsprävention, Kostenrückerstattungen für gewisse vorbeu-
gende Maßnahmen, auf Zielgruppen orientierte Sensibilisierungskampagnen…) * durch einen Aktionsplan Ge-
sundheitsförderung und –prävention für alle Bevölkerungsschichten auch in den Gemeinden (Stichworte sind: 
gesundheitsfördernde Lebenswelten, empowerment, Präkarisierung vermeiden). 

         

← ← ← 13. und letzter Fragenblock
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Umfrage
Frage 4: Für eine harmonische Entwicklung durch eine verstärkte Landesplanung 
Tritt ihre Partei ein für 
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14. Die schnelle Duchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Prozedur zur Verabschiedung der vier sektoriellen Plä-
ne, wobei die sich ggf. aus den Diskussionen mit Gemeinden und Akteuren ergebenden Nachbesserungen über 
Ziele und Instrumente durchgeführt werden müssen. Dabei sollten den BürgerInnen im Rahmen der Prozedur die 
zentralen Elemente in leicht verständlicher Form dargelegt werden. 

        

15. Eine breite inhaltliche Informations- und Kommunikationsstrategie - gegenüber der breiten Bevölkerung aber auch ge-
genüber spezifischen Zielgruppen, wie den Gemeinden - über die Bedeutung der Ziele / Instrumente der Landesplanung. 

         

16. Ein grundsätzliches Bekenntnis, dass bei generellen Planungsprozessen - Erstellen von sektoriellen Plänen, POS 
z.B. betreffend evtl Straßenbauprojekte, Energieinfrastrukturen - eine breitestmögliche Beteiligung von Akteu-
ren (u.a.Gemeinden) und BürgerInnen im Vorfeld der Entscheidung erfolgt und dirigistische Planungsinstrumen-
te, die die Mitwirkung von Gemeinden und BürgerInnen ausschließen, nur sehr begrenzt genutzt werden. 

         

17. Die breite Nutzung seitens der Regierung des gesetzlich neu verankerten Vorkaufsrechtes / des gezielten Flä-
chenaufkaufs, um neue Wege in der Wohnungsbaupolitik, dem Naturschutz, der Gestaltung öffentlicher Infra-
strukturen u.a.m. zu gehen. 

         

18. Die konsequente Förderung und Fortführung einer öffentlich nachvollziehbaren regionalen Zusammenarbeit , 
in dem * die Arbeit in bestehenden und zukünftigen “Konventionsgebieten” fortgeführt und deutlich dynamisiert 
wird (wobei der Demokratieaspekt gegenüber Gemeinden und BürgerInnen erhöht werden muss), *die Finanz-
mittel im Sinne der regionalen Zusammenarbeit reformiert werden, * das Konzept der Naturparke fortentwickelt 
wird und weitere (Dreiländerecke, Müllerthal) geschaffen werden, * Regionalaspekte auch als Kriterien im Rah-
men der Erstellung der kommunalen Flächennutzungspläne berücksichtigt werden. 

         

Frage 5: Wohnungsbau 
Tritt ihre Partei ein für 
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19. Eine Strategie zur prioritären Förderung der “Innen- vor Außenentwicklung” sowie des flächensparenden Bau-
ens u.a. durch eine darauf ausgerichtete Reform der Grundsteuer, die Schaffung von finanziellen Anreizen zur 
Mobilisierung von nicht genutztem Bauland / leerstehenden Häusern, die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie zur Erklärung der Bedeutung dieser Innenentwicklung u.a.m. 

        

20. Die Förderung innovativer Bauweisen und -formen, z.B. von flächensparendem Bauen, Baugemeinschaften, Mehrgenera-
tionenhäusern durch Informationskampagnen, Förderprogramme, Piliotprojekte, die Übernahme einer Vorreiterrolle …. 

         

Frage 6: Gemeindepolitik / Denkmalschhutz 
Tritt ihre Partei ein für 
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21. Die umgehende Erstellung eines Audits der Funktionsweise und Struktur des Innenministeriums, die Durchfüh-
rung der Reorganisation noch im Laufe der anstehenden Legislaturperiode 

        

22. Ein Überdenken der Aufgabenfelder / Kompetenzen der Gemeinden im Hinblick u.a. auf* die Überarbeitung des 
Gemeindegesetzes, wobei die Kompetenzen der Gemeinden den heutigen Realitäten und Notwendigkeiten an-
gepasst werden; * das Anerkennen der Gemeinden als wirtschaftliche Akteure in bestimmten Bereichen, wo es 
sich als besonders sinnvoll erweisen kann (wie z.B. die Energiepolitik). 

         

23. Eine fundamentale Reform der Gemeindefinanzen sowie der Grundsteuer, die umgehend in die Wege geleitet 
und Ende 2015 umgesetzt werden soll. 

         

24. Eine Aufwertung des Stellenwertes des Denkmalschutzes u.a. durch * eine grundlegende Reform des Denkmal-
schutzgesetzes * die Erstellung eines nationalen Aktionsplanes « Denkmalschutz » mit klaren Zielvorgaben und 
zeitlichem Rahmen, dies im Rahmen eines partizipativen Prozesses, auch gemeinsam mit Gemeinden (nach dem 
Vorbild des nationalen Naturschutzplanes). 

         

Frage 7: Natur- und Landschaftsschutz 
Werden Sie im Natur- und Landschaftsschutzbereich für folgende Maßnahmen sorgen: 
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25. Die rasche Verabschiedung des vorliegenden Reformtextes des Naturschutzgesetzes sowie der zentralen Aus-
führungsreglemente betreffend die Festlegung von schutzwürdigen Biotopen (Artikel 17) sowie die konkrete Vor-
gehensweise bei der Kompensierung von Natureingriffen 

        

26. Die Neuauflage des Nationalen Naturschutzplanes – in Zusammenarbeit mit allen Akteuren - mit dem Schwerpunkt auf 
der Umsetzung der europäischen Vorgaben betreffend Biodiversitätsschutz, den darauf basierenden Arten- und Biotop-
schutzplänen, der Definition von Prioritäten und den entsprechenden Finanzmitteln u.a.m. – dies verbunden mit einer 
breiten Informationskampagne zu den Zielen und Herausforderungen des Naturschutzes (konkrete Informationen z.B. 
über die verschiedenen Schutzgebiete, die Bedeutung dieses Schutzstatus, gesetzliche Vorschriften u.a.m.). 

         

27. Den schnellen Aufbau eines landesweiten öffentlichen Flächenpools, der eine effiziente und sinnvolle Umset-
zung der notwendigen Kompensierungen von Bauprojekten ermöglicht, aber auch im Hinblick aud den definitive 
Schutz wertvoller Naturschutzflächen. Dies setzt eine verstärkte Einkaufspolitik von neuen Flächen seitens des 
“comité d’acquisition” sowie ebenfalls eine entsprechende Förderung von Gemeindeinitiativen voraus. 

         

28. Den landesweiten Ausbau der biologischen Stationen und Naturschutzsyndikate, inklusiv Qualitätskontrolle.          
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